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Anlage 11 zur GRDrs 797/2015

Verlängerung eines Stellenvermerks
zum Stellenplan 2016
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Begründung

Die zum Stellenplan 2014/2015 geschaffene Stelle konnte im Juli 2014 besetzt werden. Die Verlängerung des Stellenvermerks ist zwingend notwendig, um die Einhaltung der neuen gesetzlichen Vorschriften zum Betrieb von Spielhallen und Sportwettvermittlungsstellen fortzusetzen und auszubauen sowie die weisungsgebundenen Pflichtaufgaben zumindest ansatzweise erfüllen zu können.
Unter dem Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr und zum Schutz der Allgemeinheit (u. a. vor den Folgen der Spielsucht) hat der Gesetzgeber das Glücksspiel in den vergangenen Jahren strenger reglementiert und auch die Rechtsprechung ist diesbezüglich im Fluss. Früher beschränkte sich die Verwaltungstätigkeit auf die Erteilung oder den Widerruf von Spielhallenerlaubnissen sowie die Kontrolle der Betriebe. Darüber hinaus fiel kein regelmäßig wiederkehrender Verwaltungsaufwand an. 

Die mit der Aufgabenerledigung verbundenen regelmäßig wiederkehrenden Zusatzaufgaben sind sehr zeit- und arbeitsintensiv. Beispielsweise müssen viele Gewerbetreibenden mehrfach zur Vorlage von Unterlagen ermahnt werden. Die Mehrzahl der Spielhallenbetreiber kommt ihrer gesetzlichen Verpflichtung sogar erst nach schriftlicher Aufforderung und Androhung verwaltungsrechtlicher Maßnahmen nach. 
Die Wichtigkeit des Themas zeigt auch die in Stuttgart beschlossene Vergnügungs-stättenkonzeption, die nun verstärkt umgesetzt wird. Dieses stadtplanerische und –gestalterische Konzept, das Trading-Down-Effekten entgegenwirken soll, lässt nur noch in bestimmten stabilen Stadtteilen neue Vergnügungsstätten, wie gerade Spielhallen, zu. Die Konzeption würde ihren Sinn und Effekt nicht richtig entfalten, wenn nicht gleichzeitig eine zügige und effektive parallele Rechtsumsetzung der neu vorhandenen Vorschriften im Spielrecht erfolgt, die gerade im Bezug auf Spielhallen ähnliche Zielrichtungen, wenn auch unter anderen Grundvoraussetzungen wie der Suchtprävention, verfolgt.

Ohne die Verlängerung des Stellenvermerks ist ein Vorgehen gegen Zuwiderhandlungen im gewerblichen Spielrecht nicht möglich. Die illegale Spielszene im Stadtgebiet, in deren Umfeld nach polizeilicher Erfahrung auch andere Formen der Begleitkriminalität (Drogen, Prostitution, Beschaffungskriminalität für die Finanzierung des illegalen Glücksspiels, Geldwäsche) anzutreffen sind, würde sich weiter verfestigen und sogar ausdehnen. Mit einer weiteren Zunahme des pathogenen Glücksspiels im Stadtgebiet ist zu rechnen. Damit sind erhebliche Folgekosten verbunden (Behandlungs- und Beratungsbedarf, Arbeitsunfähigkeit der Betroffenen bis hin zu Privatinsolvenzen). 

Die Haushaltsneutralität der Stelle ist im Stellenplanverfahren 2018/2019 zu prüfen.
